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Die Konzerninitiative wäre wohl
auch ohne die Corona-Krise gescheitert
Die Nachbefragung zum Urnengang vom November 2020 hält einige Überraschungen bereit

HANSUELI SCHÖCHLI

Man mag dies ein glorioses Scheitern
nennen. Die Volksinitiative zur Fir-
menverantwortung erreichte vergan-
genen November an der Urne mit 50,7
Prozent Ja-Stimmen das Volksmehr
und scheiterte nur am Ständemehr. Er-
fahrungsgemäss führt ein Ja-Stimmen-
Anteil ab 54 bis 55 Prozent fast immer
auch zu einem Ständemehr für eine
Vorlage. Das wäre auch bei der Kon-
zerninitiative so gewesen: Bei etwas
über 54 Prozent Ja-Stimmen und pro-
portionaler Verteilung der Zusatzstim-
men auf die Kantone hätte es auch für
das Ständemehr gereicht.Der Initiative
fehlten damit etwa 3,5 Prozentpunkte
Ja-Stimmen.

Wie sind der relative Erfolg der In-
itiative und das knappe Scheitern zu er-
klären? Hinweise liefert die am Don-
nerstag publizierte Vox-Analyse zum
Urnengang auf Basis einer Nachbefra-
gung von rund 3000 Stimmberechtig-
ten durch das Berner Forschungsinsti-
tut GfS.Rund 2000 der Befragten haben

an derAbstimmung teilgenommen.Der
moralische Druck auf ein Ja zurVorlage
sei bis zum Schluss gross gewesen, sagt
der GfS-Politologe Lukas Golder.

Aus komplex wird einfach

Dass die Vorlage moralisch stark aufge-
laden war, illustrieren die Befragungen
indirekt an einem überraschenden Ort.
Die Initiative und ihre Folgen waren
sehr komplex und konnten Futter für
juristische Seminare liefern. Doch fast
drei Viertel der befragten Urnengänger
bezeichneten die Vorlage als «eher
leicht verständlich». Eine Mutmassung
daraus: Die Mehrheit der Urnengänger
reduzierte die Sache auf relativ einfache
Fragen. Das deutet auf Erfolge der Ja-
Kampagne, deren Kernbotschaft sich
in einem Satz zusammenfassen liess:
«Schweizer Konzerne sollen auch im

Ausland Verantwortung für die Einhal-
tung vonUmwelt- undMenschenrechts-
standards übernehmen.» Bei den ge-
nannten Motiven der befragten Befür-
worter ging es denn auch vor allem um
die «globale Verantwortung der Kon-
zerne», um Menschenrechte und gene-
rell umWirtschaftsethik.

Der Trend entlang des politischen
Spektrums war deutlich: Je linker ein
Urnengänger war, desto eher stimmte
er der Vorlage zu. Die Initianten ver-
suchten aber von Anfang an, die Vor-
lage vom Geruch einer rein linken In-
itiative zu befreien, und erhielten in
der Mitte des politischen Spektrums er-
heblichen Zuspruch. Die Sympathisan-
ten der Grünliberalen stimmten gemäss
der Befragung sogar zu über 60 Prozent
für die Initiative. Erstaunlich gering war
allerdings trotz dem starken Engage-
ment der Kirchen die Unterstützung im
Lager der CVP-Sympathisanten mit 28
Prozent Ja-Anteil.

Insgesamt war die Zustimmungs-
rate von Kirchenmitgliedern (45 Pro-
zent) nur unterdurchschnittlich. In der
Gruppe der aktiven Kirchengänger war

die Zustimmungsrate bei den Refor-
mierten weit überdurchschnittlich (68
Prozent), bei den Katholiken dagegen
viel geringer (40 Prozent).Dieser Unter-
schied würde ein weites Feld für Inter-
pretationen eröffnen.

Alte und Männer dagegen

Hätten nur die Jungen oder nur die
Frauen abstimmen können, wäre die
Initiative vermutlich klar durchgekom-
men.Die Befragungen der unter 40-Jäh-
rigen ergaben Ja-Mehrheiten von über
60 Prozent, bei den Frauen waren es
57 Prozent. Urnengänger ab Alter 70
stimmten derweil nur zu knapp 40 Pro-
zent zu.Auch bei denMännern erreichte
die Vorlage keine Mehrheit.

Wie so oft zeigt sich auch bei dieser
Vorlage ein statistischer Zusammen-
hang zwischen dem Bildungsstand und
der Zustimmungsrate – mit 63 Prozent
Ja der Urnengänger mit Tertiärbildung
und nur etwas über 40 Prozent Zustim-
mung bei Berufsleuten ohne höheren
Abschluss. Ein solcher Zusammenhang
ist nicht zwingend ein Qualitätsmerk-

mal für eine Vorlage, wie der Politologe
Lukas Golder sagt. Denn Urnengänger
mit Tertiärbildung stimmen nicht unbe-
dingt besonders «gescheit» ab, aber viel-
leicht eher «schöngeistig». Bürger mit
Berufslehrabschluss sind derweil ten-
denziell – je nach Sichtweise – «realitäts-
näher» oder «wirtschaftsnäher».

Die Befürchtungen der Gegner

Aber woran ist die Initiative letztlich
doch gescheitert? Die von den Nein-
Stimmenden genannten Motive betra-
fen vor allem Befürchtungen über wirt-
schaftliche Schäden und Umsetzungs-
probleme sowie Zweifel an der Wirk-
samkeit der Initiative.

Da der Initiative nur relativ wenige
Ja-Stimmen fehlten, liessen sich rein
rechnerisch manche Faktoren als «ent-
scheidend» bezeichnen.Als einer dieser
möglichen Faktoren käme die Corona-
Krise infrage. Aufgrund der Befragun-
gen glaubt der GfS-Forscher Lukas
Golder allerdings nicht, dass die In-
itiative ohne Corona durchgekommen
wäre. Nur einzelne Befragte nann-

ten Corona von sich aus als Motiv für
das Nein. Die Befragten wurden auch
direkt darauf angesprochen, ob die
Krise einen Einfluss auf ihre Entschei-
dung hatte. Die Analyse ortet einen
«leichten» statistischen Zusammen-
hang: Bejahte eine Person den Einfluss
von Corona, sagte sie eher Nein. Laut
Golder dürfte die Krise aber vor allem
für ohnehin schon skeptische Bürger
noch als zusätzlicher Grund für das
Nein gedient haben.

Der Gegenvorschlag des Parlaments
könnte gemäss dem GfS-Forscher das
Zünglein an der Waage gewesen sein.
Sicher ist dies allerdings nicht. Zumin-
dest lässt es sich nicht zwingend aus
den Befragungen ableiten: 7 Prozent
der Nein-Stimmenden verwiesen bei
den Motiven auf den Gegenvorschlag,
und nur bei 3 Prozent war es das erst-
genannte Motiv.

Sog für die Waffeninitiative

Seit dem Erfolg der «Abzocker»-In-
itiative und der Ausschaffungsinitiative
gelten in Bundesbern Gegenvorschläge
nicht unbedingt als wirksames Mittel
zur Bekämpfung von Volksinitiativen.
In der Lesart der Skeptiker räumt man
mit einem Gegenvorschlag Handlungs-
bedarf ein, doch das Volk stimme am
Ende «lieber für das Original als für eine
blasse Kopie». Anderseits konnten die
Gegner der Konzerninitiative dank dem
Gegenvorschlag sagen, dass die Schweiz
nicht stehen bleibe, sondern eine EU-
kompatible Lösung entwickelt habe.

Das jahrelange Gezerre im Parla-
ment um den Gegenvorschlag dürfte
eher der Initiative genutzt haben. Doch
das von Justizministerin Karin Keller-
Sutter 2019 lancierte Konzept brachte
eine neue Dynamik und schaffte knapp
den Durchbruch im Parlament.

Klar im Schatten der Konzernin-
itiative stand die zweite Vorlage zum
Urnengang vom November 2020: die
Volksinitiative zum Verbot der Finan-
zierung von Kriegsmaterialproduzen-
ten.DieVorlage war ebenfalls moralisch
aufgeladen und profitierte laut GfS vom
Sog der Konzerninitiative. Die Kriegs-
materialinitiative scheiterte zwar am
Ende deutlich, doch mit einem Ja-Stim-
men-Anteil von 42,5 Prozent erreichte
sie deutlich höhere Zustimmung als frü-
here friedenspolitische Vorlagen.

Den Ausschlag für die Ablehnung
gaben laut der Befragung auch hier vor
allem wirtschaftliche Überlegungen.
Eine wesentliche Rolle spielten auch
Mutmassungen über dieWirkungslosig-
keit der Initiative.

Die Befürworter der Initiative haben während der Abstimmungskampagne einen guten Job gemacht. PETER KLAUNZER / KEYSTONE

Neue Schweizer Chefunterhändlerin läuft sich warm in Brüssel
Mit dem Antrittsbesuch von Livia Leu bei der EU beginnt der Versuch der Schweiz, beim Rahmenabkommen noch etwas herauszuholen

DANIEL STEINVORTH, BRÜSSEL

Seit ihrer Ernennung zur EU-Chef-
unterhändlerin im Oktober wurde ge-
rätselt, wann Livia Leu ihre ersteAmts-
reise nach Brüssel unternehmen würde.
Immer wieder wurde ihrAntrittsbesuch
bei der EU wegen anderer politischer
Prioritäten und aufgrund der Corona-
Restriktionen hinausgezögert.

«Guter erster Austausch»

Voll ausgelastet war man bei der Kom-
mission unter anderem mit dem Haus-
haltsstreit und den finalen Brexit-Ver-
handlungen. Ein virtueller Austausch
zwischen Bern und Brüssel, wie ihn die
EU-Seite vorgeschlagen hatte, kam für
die Schweizer Seite nicht infrage. Um
sich erst einmal persönlich kennenzuler-
nen, hatte Leu auf ein physischesTreffen
insistiert.AmDonnerstag war es endlich
so weit: Ohne dies an die grosse Glo-

cke zu hängen, flog die Staatssekretärin
am frühen Morgen ins graukalte Brüs-
sel. Weder das Eidgenössische Aussen-
departement noch die Kommission hat-
ten den genauen Zeitpunkt des Besuchs
bekanntgegeben.

Allein eilte Leu – im dunkelblauen
Blazer und mit einem Schweizerkreuz
auf der weissen Maske – in das Berlay-
mont-Gebäude, wo sie fast zweieinhalb
Stunden mit ihrer Gesprächspartnerin
verbrachte, der 44-jährigen Französin
Stéphanie Riso, stellvertretender Kabi-
nettschefin von Kommissionspräsiden-
tin Ursula von der Leyen und zuständig
für die Beziehungen zur Schweiz.

Nur ein Kennenlern-Termin, mehr
nicht, sei die Begegnung der beiden
Unterhändlerinnen gewesen, hatte es
vorab aus Kommissionskreisen geheis-
sen.Als Startschuss für mögliche Nach-
verhandlungen zum Rahmenabkom-
men dürfe man das Treffen bitte nicht
missverstehen. «Wir haben jetzt einen

Prozess angefangen, und wir werden
uns auch weiter sehen», rief Leu einer
Handvoll Journalisten zu, bevor sie wie-
der in einem Dienstwagen verschwand.
Und: «Über die Substanz kann ich im
Moment nicht viel sagen.»

Weitere Gesprächspartner traf Leu
in Brüssel nicht. Stefano Sannino, der
eigentliche Schweiz-Unterhändler in
der Kommission, wurde erst kürzlich
zum Generalsekretär des Europäischen
Auswärtigen Dienstes befördert. Wer
seine Nachfolge übernehmen wird, ist
noch unklar.

Dass es bei dem Rendez-vous von
Leu und Riso nicht nur um den Aus-
tausch von Nettigkeiten, sondern von
Schweizer Seite bereits konkret um das
Ausloten von Bewegungsspielräumen
gegangen sein dürfte, ist klar. Bei den
drei offenen Punkten – den flankieren-
den Massnahmen, der Unionsbürger-
schaft und den staatlichen Beihilfen –
fordert Bern von Brüssel mindestens
«Klarstellungen», welche möglicher-
weise auf Nachverhandlungen hinaus-
laufen sollen.

Die EU hingegen vertritt den Stand-
punkt, dass es bei dem seit Ende des
Jahres 2018 vorliegenden Vertragsent-
wurf eigentlich nichts mehr zu verhan-
deln gibt und es nur noch einer Unter-
schrift bedarf. Dabei ist man in Brüs-
sel für formale Klarstellungen durch-
aus offen. Klar ist, dass es Leu mit Riso,
sollte sie die Schweiz weiter betreuen,
nicht leicht hat. Die Handels- und
Finanzexpertin, die im Team des Fran-

zosen Michel Barnier das Brexit-Ab-
kommen mit verhandelte, gilt als ver-
handlungszäh und blitzgescheit sowie in
Sachen Binnenmarkt als kompromiss-
loseVerteidigerin der EU-Verträge.Auf
substanzielle Zugeständnisse, etwa was
die Rolle des Europäischen Gerichts-
hofes (EuGH) betrifft, dürfte sie sich
nicht einlassen.

Schielen auf Brexit zwecklos

Für die EU sind das Freihandelsabkom-
men mit Grossbritannien, das London
aus der Zuständigkeit des EuGH ent-
lässt, und das Rahmenabkommen mit
der Schweiz nicht vergleichbar. Mit
ihrem neuen Vertrag, so die Brüsseler
Perspektive, stünden die Briten dort,
wo die Schweiz mit demAbschluss eines
Freihandelsabkommens 1972 stand.
Seither hat sich die Schweiz zusehends
der EU angenähert und ihren Zugang
zum Binnenmarkt vertieft.

Hätten nur die Jungen
oder nur die Frauen
abstimmen können,
wäre die Initiative
vermutlich klar
durchgekommen.

Livia Leu
StaatssekretärinKE
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Thurgau impft einen Milliardär aus Südafrika – vor allen andern
Der in der Schweiz wohnhafte Johann Rupert ist an der Krankenhausgruppe beteiligt, die das Impfprogramm im Kanton verantwortet

ANGELIKA HARDEGGER

Der reichste Mann Südafrikas, Johann
Rupert, hat sich im Kanton Thurgau
vorzeitig gegen Covid-19 impfen las-
sen. Er soll vor Weihnachten in die
Schweiz geflogen sein, um eine Dosis
des Impfstoffs von Pfizer/Biontech zu
bekommen. Das hat am Donnerstag der
«Tages-Anzeiger» berichtet.

Rupert ist Hauptaktionär des Luxus-
güterkonzerns Richemont. Er gilt
als «Warren Buffett von Südafrika».
Im Ranking der 300 reichsten in der
Schweiz wohnhaften Personen steht
Rupert regelmässig auf den vorderen
Plätzen. Zur Luxus-Impfung im Thurgau
gelangte er dank vorzüglichen Kontak-
ten zur Privatspitalgruppe Hirslanden.

Die Hirslanden-Gruppe führt im
Thurgau die Impfkampagne gegen das
Coronavirus durch, dies im Auftrag des
Kantons. Rupert ist über Aktien bei
südafrikanischen Firmen massgeblich

an der Hirslanden-Privatklinikgruppe
beteiligt.

Chronisch krank, aber zu jung

Nach den Vorgaben des Bundes ist der
70-jährige Unternehmer für eine Imp-
fung in erster Priorität zu jung. Erst vor
wenigen Tagen hatte die Hirslanden-
Gruppe den Impfplan für das Volk vor-
gestellt: Aufgrund der limitierten An-
zahl verfügbarer Impfdosen werden
«zunächst Personen ab 75 Jahren» ge-
impft. Dazu auch Personen mit chroni-
schen Krankheiten, die ein hohes Risiko
für einen schweren Verlauf haben.

Die Hirslanden-Gruppe bestätigt
die Impfung von Johann Rupert, meint
aber, dass Rupert «grundsätzlich ein
Anrecht auf eine prioritäre Impfung»
geniesse. Er leide an diversen chroni-
schen Vorerkrankungen. Er habe etwa
eine schwere Erkrankung der Herz-
kranzgefässe, Bluthochdruck, Diabetes

und Übergewicht. Damit zähle er zur
Gruppe der Risikopatienten.

Rupert sei auch in der Schweiz kran-
kenversichert. Die Impfung sei ord-
nungsgemäss im Tool des Bundesamts
für Gesundheit erfasst worden, teilt die
Hirslanden-Gruppe weiter mit.

Allerdings: Mit dem Kanton Thur-
gau hatte der reiche Südafrikaner bis
zur Impfaktion ganz und gar nichts zu
tun. Seinen Schweizer Wohnsitz hat er in
Genf. Laut dem «Tages-Anzeiger» hatte
Rupert zunächst auch versucht, die Imp-
fung in einer Luzerner Klinik zu erhal-
ten. Dort wurde er offenbar abgewiesen.

Eine Impfung zum Test

Für den Thurgau ist die Affäre um die
Luxus-Impfung höchst peinlich. Der
Thurgauer Gesundheitsdirektor, Urs
Martin von der SVP, will vom Besuch
des reichen Gastes vorher nichts ge-
wusst haben. Die Hirslanden-Gruppe

habe vom Kanton die Erlaubnis er-
halten, vor dem offiziellen Beginn der
Impfkampagne «fünf bis zehn Impf-
dosen» an Testpersonen zu verimpfen.
Dies, um die Handhabung des Impf-
stoffs zu erproben, sagt Martin. Man
habe so sicherstellen wollen, dass die
Abläufe beim Start der grossen Impf-
kampagne funktionieren.

In die Auswahl der Testpersonen war
Martin nach eigenen Angaben «nicht
involviert». Er habe gedacht, dass die
Test-Dosen an Pflegemitarbeiter ver-
impft würden. Es kam dann anders. Urs
Martin sagt: «Ich finde es daneben.»

Regierungsrat Martin hat eigent-
lich einen guten Draht zur Hirslanden-
Gruppe. Bevor er im März 2020 in die
Thurgauer Regierung gewählt wurde,
war er zehn Jahre lang PR-Chef der
Krankenhauskette. Der Thurgau hat
den Zuschlag für das Impfen im Kan-
ton also ausgerechnet an den ehemali-
gen Arbeitgeber des Gesundheitsdirek-

tors vergeben. Das hatte schon vor dem
Bekanntwerden von Johann Ruperts
Impfung Stirnrunzeln ausgelöst.

Mit Hirslanden verbandelt

Urs Martin sagt, er sei bei der Vergabe
des Zuschlags in Ausstand getreten.
Johann Rupert kenne er nicht. Aber:
Er würde den reichen Herrn durchaus
wieder im Kanton empfangen. «Ich bin
Finanzdirektor im Thurgau. Das nächste
Mal sollte Herr Rupert einfach zu uns
ziehen.»

Das Vermögen von Johann Rupert
wird auf 4,7 Milliarden Franken ge-
schätzt. Beim Genfer Richemont-Kon-
zern ist er Verwaltungsratspräsident.
Daneben ist Rupert an Industriefirmen
und Spitälern beteiligt, darunter in-
direkt an der südafrikanischen Medic-
linic International. Die Hirslanden-
Gruppe ist ein Tochterunternehmen
dieser Firma.

Jugendliche in der digitalen Isolation
Wegen der Pandemie konsumieren Junge viel mehr Online-Medien, was ihrer Psyche schaden kann – Schulen tragen Mitverantwortung

ANDRI ROSTETTER

Wenn es in dieser Pandemie einen Kon-
sens gab, dann diesen: Schulschliessun-
gen müssen um jeden Preis vermieden
werden. Am Mittwoch bekräftigte der
Bundesrat diese Haltung, nachdem die
kantonalen Erziehungsdirektoren und
die Corona-Task-Force dringend von
einer zweiten Schulschliessung abge-
raten hatten. Vom Tisch ist die Mass-
nahme aber nicht. Der Kanton Aargau
schickt per 25. Januar alle Mittel- und
Berufsschüler in den Fernunterricht.
Breiten sich die neuen Virusvarianten
weiter aus, könnte in Sekundar-, Gym-
nasial- und Berufsschulen landesweit
Fernunterricht verordnet werden. Die
Primarschüler und Kindergärtler soll
es nur im äussersten Notfall treffen.
Denn seit der nationalen Schliessung
der Schulen im Frühling gilt das Credo,
dass die negativen Folgen für Kinder
auf dieser Stufe am stärksten sind. Bis
jetzt bleibt indes nur beschränkt nach-
vollziehbar, warum die älteren Schüler
von den Schliessungen weniger betrof-
fen sein sollen.

Gleichaltrige sind wichtig

«Wir unterschätzen, dass Jugendliche
ohnehin in einer schwierigen Phase
ihres Lebens sind – auch ohne Pande-
mie», sagt Stefanie Schmidt, Assistenz-
professorin für klinische Kinder- und
Jugendpsychologie an der Universität
Bern. Für Schmidt ist klar: «Das ganze
Ausmass werden wir erst überblicken,
wenn die Pandemie vorüber ist.»

Dass Schulschliessungen nicht spur-
los an den Jugendlichen vorübergehen,
zeigt sich allerdings schon jetzt. Schmidt
beobachtet deutlich mehr Fälle von
Ängstlichkeit, depressiven Zuständen
und anderen psychischen Problemen.
«Jugendliche weinen mittlerweile gleich
viel wie Kinder im Vorschulalter», sagt
sie. Ein erheblicher Stressfaktor sei der
Verlust des Kontakts zu Gleichaltrigen.
«Jugendliche sind angewiesen auf diesen
Austausch, die Gespräche, die gegen-
seitige Bestätigung und Unterstützung.»

Gleichzeitig habe die Zeit, die
Jugendliche vor dem Bildschirm verbrin-
gen, merklich zugenommen. Die James-
Studie der Zürcher Hochschule für An-
gewandte Wissenschaften (ZHAW),
die im April 2020 durchgeführt wurde,
zeichnet ein klares Bild: Ein Drittel aller
12- bis 19-Jährigen in der Schweiz besitzt
ein eigenes Abo, um Filme und Serien
oder Musik zu streamen. 90 Prozent der
Jugendlichen haben ein Konto bei Insta-
gram oder Snapchat, über vier Fünftel
nutzen diese Plattformen mehrmals pro
Woche. 99 Prozent verfügen über ein
eigenes Smartphone, das sie im Schnitt
3 Stunden und 47 Minuten pro Wochen-

tag nutzen – am Wochenende sind es
über 5 Stunden.

«Viele digitale Medienangebote sind
‹addictive by design›: Sie sind durch
Nudging so aufgebaut, dass die Nut-
zerinnen und Nutzer fast nicht mehr
abschalten können und Ängste ent-
wickeln, etwas zu verpassen, wenn sie
offline sind», sagt Daniel Süss, Professor
für Medienpsychologie an der ZHAW
und Mediensozialisation und -kompe-
tenz an der Universität Zürich als Co-
Leiter der James-Studie. Es liegt also
nicht in erster Linie an den Jugend-
lichen, wenn sie nicht mehr von Tiktok,
Fortnite, Netflix und Co. wegkommen –
sie haben schlicht nur eine beschränkte
Macht über ihr eigenes Nutzungsverhal-
ten, wenn sie nicht über hohe Medien-
kompetenz, Selbstreflexion und -diszi-
plin verfügen.

Wie sich Schulschliessungen auf
die Mediennutzung auswirken, zeigt
ein Blick ins Ausland. In der «New
York Times» berichten Suchtexperten
von einem alarmierenden Anstieg der
Mediennutzung von Jugendlichen welt-
weit, der nach der Pandemie in einen
«epischen Entzug» münden werde.
14-Jährige, die vor dem Lockdown ein
normales Leben geführt hätten, sässen
heute bis zu 40 Stunden pro Woche vor
ihrer Xbox. In Deutschland verbrach-
ten die Jugendlichen im Corona-Früh-

ling 2020 werktags im Durchschnitt
knapp 140 Minuten mit Computerspie-
len, wie die Längsschnittstudie der deut-
schen Krankenkasse DAK zeigt. Im Ver-
gleich zum Herbst 2019 entspricht das
einem Anstieg von 75 Prozent. Die Nut-
zung von Social Media stieg im glei-
chen Zeitraum um 66 Prozent. Für die
Schweiz existieren abgesehen von der
James-Studie noch keine vergleichba-
ren Daten, die Zahlen dürften sich aber
etwa im gleichen Rahmen bewegen.

In geschönter Welt unterwegs

«Für die Jugendlichen wird es ein langer
Weg zurück in die Normalität sein», sagt
die Psychologieprofessorin Schmidt. Es
sei zwar wichtig, dass sich die Jugend-
lichen während der Pandemie online
austauschten. «Der Verlust der Kon-
takte lässt sich durch Social Media aber
nur teilweise kompensieren. Im echten
Leben funktioniert es eben doch ganz
anders.» Von Social Media seien die
Jugendlichen schnelle Likes und kurze,
oft positive Nachrichten gewohnt. «Es
ist eine geschönte Welt mit wenig Raum
für negative Erlebnisse und psychische
Probleme.»

Die Zeit, die Jugendliche mit Medien
verbringen, sei allerdings noch kein ab-
schliessender Indikator für problema-
tisches Verhalten, sagt Cédric Stortz,

Projektleiter beim Fachverband Sucht.
«Die Frage ist, ob die Kontrolle über das
eigene Verhalten noch da ist.» Wenn ein
Jugendlicher nach wie vor seine Freunde
treffe, Sport treibe und andere Hobbys
habe, könne auch ein hoher Medienkon-
sum unproblematisch sein. Dafür sei bei
Jugendlichen, die einen hohen Medien-
konsum zeigten, sich aber von der Aus-
senwelt abkapselten, erhöhte Aufmerk-
samkeit geboten. Das Stereotyp des
männlichen Jugendlichen, der seine Zeit
mit Computergames verbringt, verstelle
allerdings den Blick auf andere Risiko-
gruppen. «Bei Mädchen geht es viel län-
ger, bis man von einem problematischen
Instagram-Konsum spricht.» Das zeige
sich auch in der Politik der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO). «Seit 2019
führt sie die Computerspielsucht (gaming
disorder) als international anerkannte
Krankheit.Von einer Social-Media-Sucht
ist bis heute dagegen nirgends die Rede.»
Eine grosse Schwierigkeit zeige sich auch
bei der Vorbildfunktion der Eltern, sagt
Stortz. «Sie arbeiten den ganzen Tag am
Bildschirm, schauen abends Netflix und
sagen gleichzeitig den Kindern, dass sie
nicht so viel gamen sollen.»

Der deutsche Kinderpsychiater Karl
Heinz Brisch hat den Satz «Bindung
kommt vor Bildung» geprägt. Gemeint
ist damit, dass Kinder und Jugendliche
erst dann lernen können, wenn sie sich

emotional sicher fühlen. Das bedeu-
tet, dass sie eine sichere Bindung zur
Lehrperson aufbauen müssen, bevor sie
Lernstoff aufnehmen können. Der Fern-
unterricht erschwert nicht nur diese Bin-
dung, er wirkt sich auch auf die Moti-
vation aus – gemeinsames Lernen wirkt
ansteckend. «Jugendliche gehen vor
allem wegen des sozialen Austauschs
gern in die Schule», sagt der Medien-
psychologe Süss. Die Vorstellung, dass
man in Zukunft grosse Teile der Schule
als Fernunterricht gestalten kann, sei ein
Trugschluss. «Es braucht die anregende
räumliche und soziale Umgebung zum
Lernen. Gute Schule ist mit allen Sinnen
verbunden, der Fernunterricht am Lap-
top reduziert sie auf das Audiovisuelle.»

Neu ist das Problem nicht. Laut der
Schweizerischen Gesundheitsbefragung
2017 zeigen 11,2 Prozent der 15- bis
24-Jährigen eine problematische Inter-
netnutzung – keine andere Altersgruppe
ist stärker betroffen. Die HBSC-Studie
2018 der Stiftung Sucht Schweiz kam
zu dem Resultat, dass ein Viertel der
15-Jährigen Social Media zur Flucht vor
Ängsten und Stress nutzt. Die Corona-
Krise und die sozialen und wirtschaft-
lichen Folgen begünstigten diesen Trend,
schreibt Sucht Schweiz.

Fernunterricht problematisch

Olivier Steiner, Dozent an der Fach-
hochschule Nordwestschweiz, sieht im
Fernunterricht insbesondere für sozio-
ökonomisch benachteiligte Jugendliche
ein Problem. «Sie sind am stärksten
gefährdet, im Fernunterricht den An-
schluss zu verlieren, weil sie zum Teil
schlechtere technische Voraussetzungen
oder bereits ein problematisches Nut-
zungsverhalten haben. Statt dem Unter-
richt zu folgen, spielen sie jetzt erst recht
Fortnite.»

Er wundere sich, dass die Schulen
nach der ersten Schliessung im Frühling
2020 so wenig unternommen hätten, um
dafür zu sorgen, dass gerade schwächere
Schüler im Fernunterricht nicht abge-
hängt würden, sagt Steiner. «Es fehlte
eine konsistente Digitalstrategie, die
mit Medienpädagogik und Schulsozial-
arbeit abgestimmt ist.» Die Pandemie
habe zwar längst überfällige Entwick-
lungen beschleunigt, etwa in Bezug auf
neue Lernformen wie Blended Learning
(die Kombination von Präsenzveranstal-
tungen und E-Learning).Aber jetzt ver-
harrten die Schulen wieder in der Warte-
position. Steiner zeigt sich überzeugt:
Eine zweite längere Schulschliessung
wird das Gefährdungspotenzial weiter
steigern. «Die Kosten dafür wird die ge-
samte Gesellschaft tragen – in Form von
mehr Schülern, die den Berufseinstieg
verpassen und in der Arbeitslosigkeit
und der Sozialhilfe landen.»

Computer «helfen» vielen Jugendlichen über Lockdown-Zeiten hinweg. Doch werden sie wieder davon loskommen? A. RAMP / NZZ
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